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MEDIENMITTEILUNG

ZÖGERLICHE AUFNAHME DER VORLAGE ZUM STIFTUNGSSTANDORT

Die Bundesversammlung — Das Schweizer Parlament 23.03.2021

Die Kommission hat am 28. November 2019 die Vernehmlassung zu einer Vorla-
ge eröffnet, welche der Stärkung des Stiftungsstandorts Schweiz dienen sollte (

14.470 ). Der Vorentwurf wurde eher verhalten aufgenommen, weshalb die

Kommission die Vorlage nun deutlich reduzieren wird.

Die Kommission hat an ihrer heutigen Sitzung die Ergebnisse der Vernehmlassung zur Kenntnis genom-
men und über das weitere Vorgehen beraten. Der Vorentwurf sah einerseits Massnahmen im Bereich des
Zivilrechts und anderseits im Bereich des Steuerrechts vor. Die Kommission hat zur Kenntnis genommen,
dass die meisten Vorschläge sehr kontrovers aufgenommen wurden. Insbesondere die Kantone lehnen
die steuerrechtlichen Bestimmungen ab, da sie in ihren Augen gegen zentrale fiskalpolitische und fiskal-
rechtliche Grundsätze verstossen. Die Kommission hat deshalb entschieden, die Vorlage deutlich zu re-
duzieren und nur noch zwei Punkte weiterzuverfolgen, welche in der Vernehmlassung unbestritten wa-
ren. So sollen die Vorschläge zur Optimierung der Stifterrechte betreffend Organisationsänderungen so-
wie die Vereinfachung von Änderungen der Stiftungsurkunde in den Erlassentwurf aufgenommen wer-
den. Die Kommission wird an einer ihrer nächsten Sitzungen über die definitive Textfassung entschei-
den, welche sie ihrem Rat vorzulegen gedenkt.

BEKÄMPFUNG DER MISSBRÄUCHLICHEN KONKURSE

Die Kommission hat bei der Beratung zum Bundesgesetz zur Bekämpfung des missbräuchlichen Konkur-
ses entschieden, die Frage vertieft zu prüfen, ob die vom Bundesrat vorgeschlagenen Massnahmen aus-

reichend sind, um missbräuchlichen Konkursen Einhalt zu gebieten ( 19.043 ). Es stellt sich insbeson-

dere die Frage, ob allenfalls Anpassungen erforderlich sind bei der heute bestehenden Möglichkeit für
Unternehmen, auf die eingeschränkte Revision zu verzichten (sogenanntes Opting-out). Sie wird die Be-
ratung voraussichtlich im Frühjahr 2021 vor dem Hintergrund der entsprechenden Abklärungen der Ver-

Zögerliche Aufnahme der Vorlage zum Stiftungsstandort https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-rk-s-2020-09-04.aspx

1 von 2 23.03.21, 08:46



waltung weiterführen.

FÜR EINEN STÄRKEREN EINBEZUG DES PARLAMENTS

Die Kommission hat sich im Rahmen des Mitberichtsverfahrens mit der Vorlage des Bundesrats zum Co-

vid-19-Gesetz ( 20.058 ) befasst. Sie ist der Ansicht, dass sich die heutige Situation deutlich von jener

Anfangs März unterscheidet. Sie zeigt sich gegenüber dem weiteren Gebrauch von Notkompetenzen
durch den Bundesrat entsprechend skeptisch.

Sie befürwortet den Antrag der Staatspolitischen Kommission, wonach der Bundesrat das Parlament re-
gelmässig über die Umsetzung des Gesetzes informieren und die zuständigen Kommissionen frühzeitig
zu den geplanten Verordnungen konsultieren soll.

REVISION DER ZIVILPROZESSORDNUNG

Die Kommission hat die Beratungen zur Revision der Zivilprozessordnung begonnen ( 20.026 ). Es

wurden Vertreterinnen und Vertreter der Gerichte, der Anwaltschaft, des Konsumentenschutzes sowie
der Lehre angehört. Die Kommission wird an einer ihrer nächsten Sitzungen die materielle Diskussion
der Vorlage aufnehmen.

Die Kommission hat am 3. September 2020 unter dem Vorsitz von Ständerat Beat Rieder (CVP, VS) in
Bern getagt.
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